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5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ 

 

Teil A: Begründung 

 

 

Ortsteil: Werther (Westf.) 

Plangebiet: beidseitig der Nordstraße, südöstlich des Sonnenwegs 

 

 

Verfahrensstand:  Entwurf 

 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und 

der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 

 

1 Anlass und Ziele der Planung  

Mit der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ soll am nördlichen Siedlungsrand von 

Werther (Westf.) eine ehemalige Hofstelle sowie ein Teil heutiger Betriebsflächen eines Tiefbauun-

ternehmens zu Wohnzwecken umgenutzt werden. 

In Werther (Westf.) besteht eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken, in Ver-

bindung mit fehlenden Reserven an Baugrundstücken bzw. Baulücken im bestehenden Siedlungs-

gebiet. Das Angebot an Immobilien ist auf dem freien Markt gering, da die Eigentümer von poten-

ziellen Baugrundstücken ihre Immobilien dem Markt nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung 

stellen. 

 

Im Herbst 2020 wurde für das Grundstück Gemarkung Werther Flur 11 Flurstück 599 (ehemalige 

Hofstelle „Nordstraße 63“) eine Bauvoranfrage zur Errichtung von zwei Doppelhäusern und zwei 

Ein- bis Zweifamilienwohnhäusern gestellt. Der Ausschuss für Planen, Bauen und Umwelt des Ra-

tes der Stadt Werther (Westf.) hat in seiner Sitzung am 27.10.2020 über die Bauvoranfrage beraten, 

der Befreiung von der Festsetzung „Hofstelle“ im Bebauungsplan Nr. 18.2 „Kök“ zugestimmt und 

das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 Abs. 1 BauGB hergestellt. Das Bauordnungsamt des 

Kreises Gütersloh erklärte jedoch im Dezember 2020, dass Bedenken bestehen die Befreiung vom 

Bebauungsplan Nr. 18.2 „Kök“ auszusprechen, da die Konfliktsituation mit dem gegenüberliegen-

den Gewerbegrundstück kritisch gesehen wird.  

 

Da das Tiefbauunternehmen den Hauptbetrieb zwischenzeitlich verlagert hat und mittelfristig 

ebenfalls an einer Entwicklung des Betriebsgeländes für Wohnbebauung interessiert ist, hat der 

Kreis Gütersloh eine entsprechende Änderung des Bebauungsplans Nr. 18.2 „Kök“ für die ehem. 

Hofstelle und das Betriebsgelände vorgeschlagen. Der Ausschuss für Planen, Bauen und Stadtent-

wicklung des Rates der Stadt Werther (Westf.) hat dementsprechend in seiner Sitzung am 

02.03.2021 den Aufstellungsbeschluss zur 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ ge-

fasst, um eine Neuordnung der ehemaligen Hofstelle „Stieghorst“ sowie des Betriebsgeländes zu 

organisieren.  

 

Anschließend ist die Inhaberfamilie des Betriebes auf die Stadtverwaltung zugegangen und hat 

darum gebeten, den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 18.2 „Kök“ zu erweitern, da das heu-

tige Betriebsgelände einen größeren Bereich abdeckt, als es der Einleitungsbeschluss vom 

02.03.2021 vorsah. Eine städtebauliche Überprüfung hat ergeben, dass auf Grundlage des 
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beschlossenen Änderungsbereiches aufgrund der Geometrie eine sinnvolle Aufteilung für neue 

Wohnbaugrundstücke und eine gewerbliche Weiternutzung der verbleibenden Betriebsflächen 

nicht möglich ist. Unter Einbezug weiterer östlich angrenzender Flächen können jedoch zweckmä-

ßige Wohnbaugrundstücke ausgebildet werden und in deren Anschluss eine naturnahe Gestaltung 

der ehemaligen Gewerbeflächen als Übergang zum Landschaftsraum erfolgen. 

 

Abstimmungen mit der Bezirksregierung Detmold haben ergeben, dass trotz der bestehenden 

Darstellung im Regionalplan und aufgrund der Darstellung im Entwurf des Regionalplans OWL 

2020 als Allgemeiner Siedlungsbereich eine wohnbauliche Entwicklung für einen Teilbereich des 

Flurstücks 612 vorstellbar ist, wobei diese mit dem derzeitigen Betriebsgebäude abzuschließen ha-

ben (siehe auch Kapitel 5.1). 

 

Auf Grundlage der Neuabgrenzung des Änderungsbereiches können somit im Plangebiet bis zu 13 

neue Baugrundstücke entwickelt werden, wovon bis zu 7 Baugrundstücke auf der Fläche des Tief-

bauunternehmens östlich der Nordstraße und bis zu 6 Baugrundstücke auf der ehemaligen Hof-

stelle westlich der Nordstraße entstehen können. Mit der vorliegenden Änderung des Bebauungs-

planes soll dem anhaltenden Wohnraumbedarf in Werther (Westf.) Rechnung getragen und über 

die Ausweisung neuer Wohnbauflächen der vorhandene Siedlungsbereich erhalten bzw. weiter-

entwickelt werden. 

2 Verfahren 

Das Planverfahren wird im sogenannten Voll- oder Regelverfahren durchgeführt. 

Der Aufstellungsbeschluss zur 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ wurde am 

02.03.2021 durch den Ausschuss für Planen, Bauen und Stadtentwicklung des Rates der Stadt 

Werther (Westf.) gefasst. Am 07.12.2021 wurde durch ebendieses Gremium die Erweiterung des 

Geltungsbereichs zur 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 18.2 "Kök" beschlossen. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB erfolgte im Beteiligungszeitraum 

vom 11.07. bis einschließlich 26.08.2022. Parallel hierzu erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Be-

hörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB sowie die Beteiligung 

der benachbarten Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB. 

Mit den vorliegenden Unterlagen soll nun die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 

sowie die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) 

BauGB durchgeführt werden. 

 

Gemäß § 2 (4) BauGB ist für das Bauleitplanverfahren eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 

die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln sowie in einem Umweltbe-

richt (separater Teil B der Begründung) zu beschreiben und zu bewerten sind. Dieser ist im Laufe 

des Verfahrens zu ergänzen. 

Gemäß des § 1a (3) i.V.m. § 1 (6) Ziffer 7 Buchstabe a BauGB sind die aufgrund der Aufstellung des 

Bebauungsplanes zu erwartenden erheblichen Eingriffe in Natur und Landschaft auszugleichen 

und im Bebauungsplan festzusetzen. Zudem ist eine Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbots-

tatbestände nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vorzunehmen. 
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3 Räumlicher Geltungsbereich und Bestandteile des Bebauungsplanes 

 

Der rd. 0,8 ha große räumliche Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 18.2 

"Kök" umfasst in der Gemarkung Werther Flur 11 die Flurstücke 65, 598, 599. 564, 565, 569, 570 

und 612 tlw. sowie einen Teilbereich der „Nordstraße“ (Flurstück 484). 

 

Der Geltungsbereich wird wie folgt abgegrenzt: 

im Norden: in der Flur 19 durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 350 (Nordstraße), 394, 

395, 396, 397 und 399 (Sonnenweg); 

im Osten:  durch eine senkrecht und südlich zum Flurstück 350 (Nordstraße) in der Flur 19 

verlaufende Gerade auf Höhe des östlichsten eingemessen Punktes des Be-

standsgebäudes „Nordstraße Nr. 90“; 

im Süden:  in der Flur 11 durch die nördlichen Grenzen der Flurstücke 66 und 613 sowie eine 

Verbindungsgerade vom nordwestlichsten Katasterpunkt des Flurstücks 66 auf 

den südöstlichsten Katasterpunkt des Flurstücks 567; 

im Westen:  durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 391, 392 in der Flur 19 sowie der Flur-

stücke 562, 563 und 567 in der Flur 11. 

 

Der verbindliche Geltungsbereich ist im Plan selbst durch Planzeichen festgesetzt. 

Die Bebauungsplanänderung besteht aus: 

• dem Plan mit den zeichnerischen Festsetzungen und 

• den textlichen Festsetzungen. 

 

Die Begründung ist gem. § 9 (8) BauGB beigefügt. Sie ist unterteilt in: 

• Teil A: (Allgemeine) Ziele, Zwecke sowie wesentliche Auswirkungen der Planung 

• Teil B: Umweltbericht (separat) 

4 Situationsbeschreibung  

Das Plangebiet befindet sich am nördlichen Siedlungsrand von Werther (Westf.) und umfasst zum 

einen die Flächen einer ehemaligen Hofstelle westlich der Nordstraße sowie zum Teil die Betriebs-

flächen eines Tiefbauunternehmens östlich der Nordstraße (siehe Abbildung 1). 

 

Die ehemalige Hofstelle besteht heute aus einem Wohnhaus sowie einem Scheunengebäude, die 

leicht abgerückt von der Nordstraße liegen. Entlang der Nordstraße erstrecken sich private Grün-

bereiche, in deren Anschluss sich das Wohngebäude befindet. Das Scheunengebäude bildet einen 

L-förmigen Abschluss zur nordwestlich und südwestlich angrenzenden Wohnbebauung, sodass 

sich zwischen den beiden Gebäuden eine Hofsituation ausbildet.  

Die Zuwegung zum Hof erfolgt über eine südliche sowie nordöstliche Zuwegung an die Nordstraße. 

Über die südliche Zuwegung werden zudem drei weitere Wohnbaugrundstücke erschlossen, die 

unmittelbar südwestlich an das Plangebiet angrenzen. Entlang der nordöstlichen Zuwegung befin-

det sich am von der Nordstraße abgehenden Sonnenweg, ein weiteres Wohngebäude, welches mit 

seinem Wohngarten an die ehemalige Scheune grenzt. Unmittelbar am Sonnenweg befand sich zu 

Beginn des Änderungsverfahrens südlich der hier gelegenen Hofzufahrt ein Straßenbild prägender 

Laubbaum. Da dieser nachweislich krank war, wurde er zwischenzeitlich gefällt. Mit vorliegender 

Änderung soll das bisherige Straßenbild in Bezug auf die prägende Grünstruktur wieder hergestellt 

und eine entsprechende Baumanpflanzung vorgesehen werden (siehe Kapitel 7.8). 
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Die Bestandsgebäude im Plangebiet sind in diesem Bereich durch eineinhalb geschossige Gebäude 

mit Satteldach geprägt, die jeweils ein Vollgeschoss sowie ein ausgebautes Dachgeschoss aufwei-

sen. Nordwestlich und südwestlich angrenzend schließt das Wohnquartier Sonnenweg an, welches 

ebenfalls überwiegend durch entsprechende Gebäudetypen charakterisiert ist. Am Sonnenweg 

und somit am Übergang zum Landschaftsraum befinden sich zwei sog. Stadtvillen, die mit zwei 

Fassadengeschossen und jeweils nicht ausgebautem, flach geneigtem Zeltdach ausgeführt sind. 

Östlich der Nordstraße erstreckt sich das überwiegend versiegelte Betriebsgelände des heutigen 

Tiefbauunternehmens, welches die Flächen in unmittelbarer Nachbarschaft zur ehemaligen Hof-

stelle derzeit noch als offene Lagerflächen nutzt. Im östlichen Bereich des Geländes befinden sich 

zudem zwei ältere Gebäudebestände, die ebenfalls zu Lagerzwecken genutzt werden. Östlich an 

das Plangebiet angrenzend schließen weitere offene Lagerflächen für Baustoffe und Schüttgüter 

an. Durch einen Gehölzstreifen werden die Betriebsflächen zum südöstlich und östlich anschlie-

ßenden Landschaftsraum abgegrenzt.  

 

 
Abbildung 1: Geltungsbereich im Luftbild (ohne Maßstab), Quelle: www.govdata.de/dl-de/zero-2-0 

 

Während die Fläche südöstlich an das Plangebiet angrenzend landwirtschaftlich genutzt wird, 

schließt im Osten eine Siekfläche als charakteristisches Kulturlandschaftselement in Ostwestfalen 

an. Die Fläche grenzt sich durch einen markanten Geländeversprung zu den südlich angrenzenden 

Ackerflächen ab und leitet die oberflächig auftretenden Wasservorkommen in den weiter östlich 

verlaufenden Fluss Warmenau. Südlich des Plangebietes schließen entlang der Nordstraße weitere 

wohngenutzte Grundstücke an, die ebenfalls durch eine eineinhalb geschossige Wohnbebauung 

geprägt sind. Nördlich des Betriebsgrundstückes schließen an den Verlauf der Nordstraße weitere 

landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 

Während die Flächen westlich der Nordstraße ein eher geringes Höhengefälle von bis zu rd. 1,0 m 

aufweisen, ist auf den Flächen des Unternehmens ein zum Teil deutlicher Geländeversprung von 

bis zu 4,0 m vorzufinden. 
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5 Planungsrechtliche Vorgaben  

5.1 Ziele der Raumordnung  

Bauleitpläne sind gem. § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupas-

sen.  

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold - Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld - weist 

das Plangebiet derzeit nicht als Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) aus, sondern ordnet es dem 

allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich zu (siehe Abbildung 2). Allerdings kann in Abstimmung 

mit der Bezirksregierung Detmold unter Beachtung der regionalplanerischen Ziele und aufgrund 

der Darstellung im Entwurf des Regionalplans OWL 2020 als ASB eine wohnbauliche Entwicklung 

erfolgen. Voraussetzung ist jedoch der Abschluss der städtebaulichen Entwicklung im östlichen 

Bereich mit dem derzeitig bestehenden Betriebsgebäude. An dieser Stelle soll auch nicht den wei-

teren politischen Beratungen der Stadt Werther (Westf.) in Bezug auf die Ausweisung weiterer ASB-

Flächen vorweggegriffen werden. Mit der in Kapitel 3 dargelegten Abgrenzung des Geltungsberei-

ches zur 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ wird der Forderung der Bezirksregie-

rung gefolgt, womit die vorliegende Bauleitplanung dem Anpassungsgebot an die Ziele der Raum-

ordnung nicht entgegensteht. 

 

 
Abbildung 2: Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold - Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld (ohne Maßstab) 

 

5.2 Flächennutzungsplan  

Bauleitpläne sind gem. § 8 (2) BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Werther (Westf.) wird das Plangebiet östlich 

der Nordstraße als landwirtschaftliche Fläche dargestellt (siehe Abbildung 3). Mit der 8. Änderung 

des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 2008 wurden die Flächen östlich der Nordstraße bereits 

zu Wohnbauflächen umgewidmet (siehe Abbildung 4). 
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Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Werther (Westf.), Stand 1977 (ohne Maßstab) 

 

 
Abbildung 4: 8. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Werther (Westf.) mit Darstellung des Geltungsbe-

reiches der 13. Änderung (ohne Maßstab) 

 

Somit wird der Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ nur zu Teilen 

aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Der Flächennutzungsplan soll daher im Parallelverfah-

ren gem. § 8 (3) BauGB geändert werden (13. FNP-Änderung). Mit der Änderung des Flächennut-

zungsplanes soll der heute als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Bereich im Osten ebenfalls 

als Wohnbaufläche dargestellt werden. 
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Mit der parallelen Änderung des Flächennutzungsplanes kann dem Entwicklungsgebot gem. § 8 (2) 

BauGB entsprochen werden. 

 

5.3 Landschaftsplan 

Das Plangebiet liegt außerhalb der bisher rechtskräftigen Landschaftspläne des Kreises Gütersloh. 

In rd. 30 m östlicher Entfernung zum Plangebiet schließt mit der Siekfläche das Landschaftsschutz-

gebiet „Osning“ (LSG-3915-0001) an die heutigen Betriebsflächen des Tiefbauunternehmens an. 

Mit der vorliegenden Planung sind zum derzeitigen Verfahrensstand keine Auswirkungen auf das 

Landschaftsschutzgebiet zu erwarten. 

 

5.4 Bestehendes Bauplanungsrecht 

Nordwestlich an den Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ 

schließt der Bebauungsplan Nr. 41 „Nordstraße/ Käppkenstraße" aus dem Jahr 2008 an (siehe Ab-

bildung 5). Der Bebauungsplan beinhaltet die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes mit 

einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 und einer Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,6 für zweige-

schossige Gebäude. Während für die überwiegenden Bereiche des Wohngebietes eine maximale 

Traufhöhe von 4,2 m sowie eine maximale Firsthöhe von 9,0 m festgesetzt wird, ist entlang des 

Sonnenwegs im Nordosten eine maximale Traufhöhe von 6,2 m und eine maximale Firsthöhe von 

8,2 m vorgesehen. Für diese Bereiche am Sonnenweg wird eine Dachneigung von 10° bis 22° sowie 

als zulässige Dachformen das Pult-, Zelt- und Walmdach festgesetzt. Für die übrigen Bereiche sind 

ausschließlich Sattel- sowie vertikal versetzte Satteldächer mit einer Dachneigung von 38° bis 42° 

zulässig. 

 

 
Abbildung 5: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 41 „Nordstraße/ Käppkenstraße" mit Darstel-

lung des Geltungsbereiches zur vorliegenden Bebauungsplanänderung (ohne Maßstab) 
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6 Städtebauliches Konzept 

Grundlage für die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18.2 „Kök“ ist eine Bauvoran-

frage aus dem Jahr 2020 zur Errichtung von zwei Doppelhäusern und zwei Ein- bis Zweifamilien-

wohnhäusern auf den Flächen der ehemaligen Hofstelle östlich der Nordstraße sowie ein städte-

bauliches Konzept zur Entwicklung der Flächen östlich der Nordstraße. 

 

Die Bauvoranfrage sieht auf den Flächen westlich der Nordstraße einen Abriss der bestehenden 

Scheune und des Wohnhauses sowie die Neuaufteilung von sieben neuen Baugrundstücken vor 

(siehe Abbildung 6). Auf den neu aufgeteilten Baugrundstücken ist die Errichtung von zwei Doppel-

häusern (Grundstück 1 bis 4) sowie die Bereitstellung von zwei weiteren Baufenstern (Grundstück 

6 und 7) für eine weitergehende Nachverdichtung in Form von Ein-bis Zweifamilienhäusern ange-

dacht. Die Zufahrt zu den Doppelhäusern und zu dem Grundstück 7 erfolgt jeweils über die Nord-

straße. Zu dem Grundstück 6 gelangt man von der Nordstraße aus über den bestehenden Wohn-

weg mit den Flurstücknummern 569, 565 und 564.  

 

 
Abbildung 6: Lageplan zur gestellten Bauvoranfrage auf der ehemaligen Hofstelle (ohne Maßstab), Quelle: Bauidee 

Werther GmbH 

 

Das Grundstück mit der Nummer 5 soll dabei als Gemeinschaftsweg für die Doppelhäuser dienen. 

Des Weiteren sind zu den geteilten Grundstücken 1 bis 4 jeweils ein Müll- und Fahrradschuppen 
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geplant. Die Bebauungen sollen an die Nachbarschaftsgebäude angelehnt zwei Vollgeschosse auf-

weisen, wobei für die Grundstücke 1 bis 4 Traufhöhen von bis zu 6,0 m sowie Firsthöhen von bis 

zu 11,5 m vorgesehen sind (siehe Abbildung 7). Die geplanten Wohnflächen bewegen sich zwischen 

110 m² bis 130 m² und sind damit für Familien sehr gut geeignet. Die Wohnfläche kann durch einen 

Ausbau der Spitzböden zudem erweitert werden.  

 

 
Abbildung 7: Ostansicht zur geplanten Bebauung im Bereich der ehemaligen Hofstelle (ohne Maßstab), Quelle: Bau-

idee Werther GmbH 

 

Die Entwicklung der Betriebsflächen des heutigen Tiefbauunternehmens östlich der Nordstraße 

erfolgt auf Grundlage eines städtebaulichen Konzeptes, sodass eine sinnvolle Aufteilung neuer 

Wohnbaugrundstücke vorgenommen werden kann (siehe Abbildung 8).  

Das Konzept sieht eine zur Nordstraße zugewandte, straßenbegleitende Bebauung aus 4 Bau-

grundstücken sowie eine ergänzende hinterliegende Baureihe mit weiteren 3 Baugrundstücken 

vor.  

 

Die Erschließung erfolgt zum einen über die Nordstraße selbst sowie über eine private Sticher-

schließung zu den hinterliegenden Grundstücken. An der nordöstlichen Geltungsbereichsgrenze 

ist zudem eine weitere öffentliche Straßenverkehrsfläche vorgesehen, die zur Erschließung des 

hieran gelegenen Baugrundstückes dient und gleichzeitig die Anfahrbarkeit der südöstlichen land-

wirtschaftlichen Flächen auf dem Flurstück 613 sicherstellt. Die Erschließung ist zudem als Entwick-

lungsperspektive für eine zukünftige Weiterentwicklung des Bereiches zu sehen. Nach Abstim-

mung mit der Bezirksregierung Detmold ist derzeit eine wohnbauliche Entwicklung im Plangebiet 

unter Beachtung der regionalplanerischen Ziele und aufgrund der Darstellung im Entwurf des Re-

gionalplans OWL 2020 als ASB nur bis zum östlichsten bestehenden Gebäude möglich (siehe Kapi-

tel 5.1). Mit der Entwicklung der Flächen soll jedoch die Möglichkeit einer späteren Weiterentwick-

lung des Bereiches nach Osten als auch nach Süden offengehalten werden. 

 

In Bezug auf die Höhenentwicklung der Gebäude soll entlang der Nordstraße mit möglichen Mehr-

familienhäusern die geplante Gebäudetypologie für den Bereich der ehemaligen Hofstelle sowie 

die vorhandene Bebauung im Bereich des Sonnenwegs aufgegriffen werden und somit eine ange-

messene und dem Wohnungsbedarf entsprechende Nachverdichtung ermöglicht werden. Die Ge-

bäude sollen in diesem Bereich mit maximale 8 Wohnungen und zwei aufgehenden Fassadenge-

schossen sowie einem Staffelgeschoss errichtet werden können. Hierdurch kann ein einheitliches 

Erscheinungsbild in Form einer klaren Raumkante am Übergang zum angrenzenden 
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Landschaftsraum erzeugt werden, wodurch insgesamt ein harmonischer Ortsrand ausgebildet 

wird. Für die hinterliegenden Bereiche ist dagegen sowohl hinsichtlich der Baukörper als auch in 

Bezug auf die Zahl der Wohnungen eine reduziertere Bebauung vorgesehen. 

 

 
Abbildung 8: Städtebauliches Konzept zur Entwicklung der Fläche des heutigen Tiefbauunternehmens (ohne Maß-

stab) 

7 Planungsrechtliche Festsetzungen 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung allgemeiner Wohngebiete gem. 

§ 4 BauNVO festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen gemäß § 4 (1) BauNVO vorwiegend dem 

Wohnen und ermöglichen darüber hinaus die Errichtung von ergänzenden und gleichzeitig die 

Wohnnutzung nicht störenden Nutzungsarten. Dies ermöglicht die Ansiedlung gewisser Wohnfol-

geeinrichtungen und die Entstehung begleitender Infrastrukturen und Gemeinbedarfseinrichtun-

gen (Anlagen für kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke) zur Versorgung des Wohngebietes. Bei 

einem allgemeinen Wohngebiet steht stets der Wohncharakter im Vordergrund, der insgesamt zu 

jeder Zeit erkennbar sein muss. 

 

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes sind folgende Nutzungen allgemein zulässig: 

• Wohngebäude gem. § 4 (2) Ziffer 1 BauNVO 

• die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störende Handwerksbetriebe gem. § 4 (2) Ziffer 2 BauNVO 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke gem. § 4 

(2) Ziffer 3 BauNVO 
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Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes können folgende Nutzungen ausnahmsweise zugelas-

sen werden: 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes gem. § 4 (3) Ziffer 1 BauNVO 

• Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe gem. § 4 (3) Ziffer 2 BauNVO 

• Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 (3) Ziffer 3 BauNVO 

 

Gemäß § 1 (6) BauNVO sind folgende Nutzungen im allgemeinen Wohngebiet unzulässig:  

• Gartenbaubetriebe gem. § 4 (3) Ziffer 4 BauNVO 

• Tankstellen gem. § 4 (3) Ziffer 5 BauNVO 

 

Mit dem festgesetzten Nutzungskatalog soll der Wohnnutzung im Plangebiet ein Vorrang einge-

räumt werden und eine Abgrenzung gegenüber gewerblichen Nutzungen erfolgen. Zudem soll 

eine dem Wohnen dienende Versorgungs- und Freizeitstruktur ermöglicht werden, die den sozia-

len und kulturellen Interessen, den Belangen des Sports sowie dem Gedanken einer verbraucher-

nahen Versorgung entspricht. Dies entspricht den Zielen zur Entwicklung neuer Wohnbauflächen 

im Anschluss an bereits vorwiegend wohngenutzten Siedlungsflächen. Mit dem Nutzungsaus-

schluss von Gartenbaubetrieben und Tankstellen wird der Fahrverkehr auf den gebietszugehöri-

gen Verkehr reduziert und nicht mit möglichem Besucherverkehr im Sinne an- und abfahrender 

Kundschaft belastet. 

 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Mit der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung soll zum einen die bauliche Dichte und zum 

anderen die Ausdehnung der zulässigen baulichen Anlagen geregelt werden.  

 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Der flächenmäßige Anteil des Baugrundstückes, der von baulichen Anlagen überdeckt werden 

darf, wird gem. § 19 BauNVO durch die Grundflächenzahl (GRZ) angegeben. Für das gesamte Plan-

gebiet wird eine GRZ von 0,4 als Höchstmaß festgesetzt, was dem gem. § 17 BauNVO vorgegebe-

nen Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete entspricht.  

Um den Anforderungen zur Unterbringung der erforderlichen Zahl an Stellplätzen insbesondere 

bei Mehrfamilienhäusern gerecht werden zu können, soll die Errichtung von Tiefgaragen gefördert 

werden. Vor diesem Hintergrund wird festgesetzt, dass gem. § 19 (4) Satz 3 BauNVO eine Über-

schreitung der maximal zulässigen Grundflächenzahl durch Tiefgaragen bis max. 0,7 zulässig ist. 

Tiefgaragen müssen dabei bis auf die jeweiligen Zufahrten vollständig unterhalb der heutigen Ge-

ländeoberfläche liegen, sodass insbesondere bei Errichtung von Mehrfamilienhäusern das ge-

wünschte Erscheinungsbild in Bezug auf das Verhältnis zwischen Bebauung und Freiraum erhalten 

bleibt. 

 

Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die Geschossflächenzahl (GFZ) drückt das Verhältnis der Geschossfläche zur maßgebenden Grund-

stücksfläche des Baugrundstücks aus und wird in Bezug auf die festgesetzte GRZ und der maximal 

zulässigen Vollgeschosse festgesetzt (max. zwei Vollgeschosse, siehe Kapitel 7.3). Dementspre-

chend wird für das gesamte Plangebiet eine GFZ von 0,8 vorgegeben. 
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7.3 Zahl der Vollgeschosse / Höhe baulicher Anlagen 

Die vertikale Ausdehnung der im Plangebiet zulässigen baulichen Anlagen wird über die Festset-

zung der zulässigen Vollgeschosse sowie der maximalen Trauf-, First- bzw. Gebäudehöhen gere-

gelt. Die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse wird für alle Bereiche des Plangebietes auf maxi-

mal zwei Vollgeschosse beschränkt. Mit dieser Festsetzung wird die Höhenentwicklung der Ge-

bäude im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes aufgegriffen. Für die unmittelbar an die Nord-

straße angrenzenden Planbereiche soll zudem eine zwingende Zweigeschossigkeit festgesetzt wer-

den. Die Zweigeschossigkeit entspricht zum einen dem geplanten Bebauungskonzept für die ehe-

malige Hofstelle westlich der Nordstraße, zum anderen wird die bestehende Gebäudetypologie 

der Bebauung am Sonnenweg mit zwei Vollgeschossen aufgegriffen und im Plangebiet fortgeführt. 

Mit der Festsetzung einer zwingenden Zweigeschossigkeit wird ein einheitliches Erscheinungsbild 

in Form einer klare Raumkante am Übergang zum nach Norden hin anschließenden Landschafts-

raum sichergestellt, welches keine Versprünge in der Höhenentwicklung der Gebäude zulässt. 

 

Im Plangebiet sollen als geneigte Dachformen das Sattel-, Walm-, Zelt- sowie das Pultdach (einsei-

tiges und gegenläufiges) zulässig sein. Um zudem moderne Gebäudeformen zu ermöglichen, wer-

den in Teilbereichen auch Flachdächer als zulässig festgesetzt. Die maximalen Höhen baulicher 

Anlagen sollen in Verbindung mit den im Plangebiet zulässigen Dachform sowie dem gewünschten 

Raumbild festgesetzt werden. 

Für Gebäude mit geneigten Dächern werden als maximale Firsthöhen entlang der Nordstraße ma-

ximal 12,5 m zugelassen, was eine Realisierung des vorgesehenen Bebauungskonzeptes und auch 

Entwicklungsmöglichkeiten für ausgebaute Dachgeschosse als sog. Nicht-Vollgeschoss für die Er-

richtung von Mehrfamilienhäusern zulässt. Als geneigte Dächer zählen Sattel-, Walm- und Zeltdä-

cher sowie das gegenläufige Pultdach. Bei diesen Dachformen gilt als oberer Bezugspunkt für die 

festgesetzte Firsthöhe (FH) der Schnittpunkt der Dachhaut (First) bzw. beim gegenseitigen Pultdach 

der höchstgelegene Schnittpunkt der Außenfläche der Außenwand mit der Dachhaut. Als Trauf-

höhe werden maximal 6,0 zugelassen, wodurch bis zu zwei Fassadengeschosse ausgebildet wer-

den können. Die Traufhöhe (TH) wird gebildet durch die Schnittlinien der Außenfläche der Außen-

wand mit der Dachhaut (Traufe). 

 

Im Nahbereich der Nordstraße sollen zudem Gebäude mit einseitigen Pultdächern zulässig sein. 

Um hier der Wirkung einer dreigeschossigen Bebauung entgegenzuwirken, wird eine maximale 

Gebäudehöhe von 11,0 m festgesetzt. Zudem sollen bei der Errichtung von einseitigen Pultdächern 

durchgehende dreigeschossige Wandfassaden verhindert werden, weswegen oberhalb der festge-

setzten Traufhöhen ein Rücksprung um mind. 1,0 m an der Seite des Firstes vorzusehen ist. Die 

festgesetzte maximal zulässige Traufhöhe kann im Bereich des Fassadenrücksprungs zugunsten 

einer Brüstung um max. 0,5 m überschritten werden. 

Beim einseitigen Pultdach (PD) gilt als oberer Bezugspunkt für die maximale Gebäudehöhe (GH) 

der höchstgelegene Schnittpunkt der aufgehenden Außenfläche der Außenwand mit der Dachhaut 

(First). 

 

Darüber hinaus sollen entlang der Nordstraße auch Gebäude mit Flachdächern ermöglicht wer-

den. Mit der Festsetzung einer Gebäudehöhe von maximal 9,5 m können zwei Vollgeschosse sowie 

ein weiteres Nicht-Vollgeschoss in der dritten Geschossebene errichtet werden (Staffelgeschoss). 

In der festgesetzten Gebäudehöhe ist ein Konstruktionsspielraum für Dachbegrünungen und die 

Errichtung von Attiken berücksichtigt. Um zudem eine optimale Ausnutzung für Solaranlagen zu 
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ermöglichen, ist für derartige Anlagen eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe bis zu 

0,5 m zulässig.  

Neben der festgesetzten Gebäudehöhe wird zudem eine maximale Wandhöhe von 6,5 m festge-

setzt. Mit der Festsetzung einer maximalen Wandhöhe wird die maximal zulässige Höhe der vom 

Boden durchgehenden Gebäudefassade begrenzt, wodurch in Verbindung mit der festgesetzten 

Zahl der Voll-geschosse somit maximal zwei Fassadenvollgeschosse ermöglicht werden. Als Wand-

höhe gilt somit der obere Abschluss des obersten Vollgeschosses einschließlich einer möglichen 

Brüstung, die bei einem zusätzlichen Staffelgeschoss zu berücksichtigen ist. Durch die Festsetzung 

einer Wandhöhe wird somit auch sichergestellt, dass bei Errichtung eines Staffelgeschosses ober-

halb der maximalen Wandhöhe zwingend ein Rücksprung zu allen Gebäudeseiten zu errichten ist 

(mit Ausnahme von Erschließungsanlagen wie Treppenhäusern und Aufzugsschächten). 

 

Für die jeweils hinterliegenden, von der Nordstraße abgewandten Bereiche sollen dagegen redu-

zierte Festsetzungen gelten. So ist im östlichen Bereich der Nordstraße für die hinterliegenden 

Baugrundstücke eine maximale Traufhöhe von 6,5 m sowie eine maximale Firsthöhe von 10,0 m 

zulässig. Somit sind hier sowohl klassische Einfamilienhäuser in Form von eineinhalb geschossigen 

Gebäuden mit Satteldach möglich (ein aufgehendes Fassadengeschoss mit ausgebautem Dachge-

schoss), als auch Gebäude mit zwei aufgehenden Fassadengeschossen, z.B. in Form der sog. Stadt-

villen. Für Gebäude in Ausführung mit Flachdächern soll hier eine maximale Gebäudehöhe von 

6,5 m gelten, wodurch in Anlehnung an den vorgenannten Typus der Stadtvillen ebenfalls maximal 

zwei aufgehenden Fassadengeschosse möglich sind. 

 

Für die hinterliegenden Bereiche westlich der Nordstraße sollen weiter reduziertere Festsetzungen 

in Bezug auf die zulässige Höhe baulicher Anlagen festgesetzt werden. Hierdurch soll ein verträg-

liches Einfügen gegenüber der westlich und nördlich angrenzenden Bestandswohnbebauung si-

chergestellt werden. Vor diesem Hintergrund wird für diese Bereiche eine maximale Traufhöhe 

von 4,5 m sowie eine maximale Firsthöhe von 9,0 m festgesetzt. Aufgrund der durchgängigen Prä-

gung von geneigten Dachformen im angrenzenden Bestand, sollen in diesem Bereich keine Ge-

bäudetypologien mit Flachdächern möglich sein. 

 

Als unterer Bezugspunkt zur Bestimmung der Höhe der baulichen Anlagen sind innerhalb der fest-

gesetzten überbaubaren Grundstücksflächen NHN-Höhenpunkte (in Meter über Normalhöhenull) 

angegeben. Die Bezugshöhenpunkte beziehen sich einerseits auf die bestehenden Kanaldeckelhö-

hen in der Nordstraße sowie auf die heutige Topografie. Im östlichen Planbereich wird von einer 

gleichmäßigen Geländemodellierung ausgegangen, die nach Nordosten hin abfällt.  

 

7.4 Überbaubare Grundstücksfläche / Bauweise  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen gem. 

§ 23 (3) BauNVO definiert. Die Tiefe der überbaubaren Grundstücksflächen wird überwiegend auf 

14,0 m dimensioniert, sodass für die späteren Gebäude eine weitestgehend einheitliche Bebau-

ungsabfolge sichergestellt werden kann. Für die Bereiche westlich der Nordstraße sollen zudem 

kleinräumigere Bebauungsabfolgen ermöglicht werden. Das Bebauungskonzept sieht hier eine 

Nachverdichtung vor, für die zur angrenzenden Bestandswohnbebauung allerdings ein Mindest-

abstand von 4,5 m bzw. 5,0 m, entsprechend der heutigen Gebäudestellungen, sichergestellt wer-

den soll. Diese Abstände gehen über das bauordnungsrechtlich vorgesehene Mindestmaß von 

3,0 m hinaus und soll somit eine sozial verträgliche Eingliederung der Neubebauung in den 
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Bestand gewährleisten. Lediglich für das bereits bestehende Gebäude „Nordstraße Nr. 65“ wird 

über die Festsetzung der Baugrenzen entsprechend der Gegebenheiten vor Ort ein 3,0 m Grenz-

abstand festgesetzt. 

 

Mit der Festsetzung einer offenen Bauweise mit ausschließlich zulässigen Einzel- und Doppelhäu-

sern wird zudem ein aufgelockerter Charakter im Plangebiet gesichert. In der offenen Bauweise 

sind die Gebäude gem. § 22 (2) BauNVO mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.  

 

7.5 Flächen für Stellplätze, Carports und Garagen 

Stellplätze, Carports und Garagen gem. § 12 BauNVO sind gem. § 23 (5) BauNVO allgemein sowohl 

innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

Im Bebauungsplan wird allerdings festgesetzt, dass Garagen und Carports mit ihrer Erschließungs-

seite mind. 5,00 m Abstand zur festgesetzten Straßenbegrenzungslinie einhalten müssen. Hier-

durch soll gewährleistet werden, dass PKWs, die vor Garagen oder Carports abgestellt werden, 

nicht in die Straßenverkehrsfläche hineinragen und somit das Straßenbild beeinträchtigen. 

 

Zudem dürfen Garagen, Carports und offene Stellplätze, die mit ihrer Längsseite an öffentliche 

Verkehrsflächen (auch an Fuß- und Radwege) und öffentliche Grünflächen grenzen, nur mit einem 

Mindestabstand von 0,50 m für eine Begrünung parallel zur Straßenbegrenzungslinie errichtet 

werden. Innerhalb dieser Abstandsfläche ist eine Bepflanzung mit standortgerechten, heimischen 

Gehölzen und Sträuchern vorzusehen. Hierdurch soll im Plangebiet ein grünes Straßenbild ge-

währleistet werden (siehe auch Kapitel 7.8). Der Bebauungsplan enthält hierzu eine beispielhafte 

Pflanzliste, die jedoch nicht als abschließend anzusehen ist. 

 

7.6 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Um eine in ihrem Umfang ortsverträgliche Wohnnutzung zu sichern, soll die Zahl der Wohnungen 

je Wohngebäude im Plangebiet gemäß § 9 (1) Ziffer 6 BauGB begrenzt werden.  

In den rein für eine Einfamilienhausbebauung vorgesehenen Bereichen sind je Einzelhaus maximal 

zwei Wohnungen und je Doppelhaushälfte maximal eine Wohnung zulässig.  

Für die Bereiche entlang der Nordstraße soll eine höhere Ausnutzbarkeit in Form von Mehrfamili-

enhäusern ermöglicht werden, sodass hier entsprechend des Planungsziels eine höhere Woh-

nungsanzahl zugelassen wird. Mit bis zu acht Wohnungen je Einzelhaus bzw. vier Wohnungen je 

Doppelhaushälfte kann für das Plangebiet eine insgesamt verträgliche Nachverdichtung geschaf-

fen werden.  Durch die Begrenzung der Zahl der Wohnungen je Gebäude kann eine Begrenzung 

der Stellplätze auf den privaten Grundstücken erzielt und der Ziel- und Quellverkehr im Planbe-

reich begrenzt werden. Die Festsetzung fügt sich aufgrund ihrer städtebaulichen Zielsetzung in die 

Festsetzungen zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung ein. 

 

7.7 Verkehrsflächen sowie mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flä-

chen 

Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Nordstraße, die für die im Plangebiet 

liegenden Teilflächen entsprechend als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt wird. An der 

nordöstlichen Geltungsbereichsgrenze wird zudem eine weitere öffentliche Straßenverkehrsfläche 

in 6,5 m Breite festgesetzt. Diese dient zum einen zur Erschließung der hieran angrenzenden 
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hinterliegenden Baugrundstücke, stellt zum anderen jedoch auch die Anfahrbarkeit der südöstli-

chen landwirtschaftlichen Flächen auf dem Flurstück 613 sicher. Die Erschließung ist ebenso als 

Entwicklungsperspektive für eine zukünftige Weiterentwicklung des Bereiches zu sehen.  

Nach Abstimmung mit der Bezirksregierung Detmold ist derzeit eine wohnbauliche Entwicklung im 

Plangebiet unter Beachtung der regionalplanerischen Ziele und aufgrund der Darstellung im Ent-

wurf des Regionalplans OWL 2020 als ASB nur bis zum östlichsten bestehenden Gebäude möglich. 

Dennoch soll mit der Entwicklung des vorliegenden östlichen Planbereiches eine spätere Weiter-

entwicklung offen gehalten werden. 

 

Die innere Erschließung der Planbereiche erfolgt zum einen über die Festsetzung einer privaten 

Straßenverkehrsfläche im östlichen Bereich sowie zum anderen über Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechte im westlichen Planbereich. Da der Stichweg im Osten zur Erschließung mehrerer hinterlie-

gender Baugrundstücke dient, ist hier im weiteren eine privatrechtliche Regelung z.B. über die Auf-

teilung der Wegeflächen als Gemeinschaftseigentum erforderlich. Im westlichen Bereich erfolgt 

die Sicherung der inneren Erschließung jeweils über die Festsetzung von Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechten zugunsten der jeweiligen Anlieger. In diesem Bereich genügt eine Ausparzellierung der 

jeweiligen Erschließungsflächen. Somit kann sowohl die bestehende Erschließung zum Gebäude 

„Nordstraße Nr. 65“, als auch eine zukünftige Bebauung im hinterliegenden Bereich sichergestellt 

werden. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass über die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Lei-

tungsrechts eine verbesserte Ausnutzbarkeit des hinterliegenden Baugrundstückes möglich ist. 

Bei entsprechender Ausparzellierung oder über die Sicherung entsprechender Baulasten können 

die Abstandsflächen eines späteren Gebäudes im rückwärtigen Bereich die Flächen des Geh-, Fahr- 

und Leitungsrechts überlagern. Dies wäre bei Festsetzung einer privaten Straßenverkehrsfläche 

nicht ohne weiteres möglich. 

Zudem kann über die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechts zugunsten der jeweiligen 

Anlieger der Privatweg auf den Flurstücken 564, 565, 569 und 570 als private Erschließung für die 

Wohnbaugrundstücke Nordstraße 63a und 63b gesichert werden. 

7.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

Auf den privaten Grundstücksflächen im Plangebiet soll eine Mindestgrünqualität gewährleistet 

werden. Um innerhalb des Plangebietes den durchgrünten Charakter des angrenzenden Wohnge-

bietes zu wahren und darüber hinaus den Versiegelungsgrad im Plangebiet zu reduzieren, werden 

Festsetzungen zu der Gestaltung der privaten Grundstücksflächen in den Bebauungsplan aufge-

nommen: 

 

Unmittelbar am Sonnenweg befand sich zu Beginn des Änderungsverfahrens südlich der hier ge-

legenen Hofzufahrt ein Straßenbild prägender Laubbaum, der nach der Baumschutzsatzung der 

Stadt Werther (Westf.) geschützt war. Da der Baum nachweislich krank war, wurde ein Fällung not-

wendig. Ein entsprechender Antrag auf Befreiung von den Verbotenen Handlungen wurde bei der 

Stadtverwaltung Werther (Westf.) gestellt. Mit vorliegender Änderung soll das bisherige Straßen-

bild in Bezug auf die prägende Grünstruktur wieder hergestellt und eine entsprechende Bauman-

pflanzung vorgesehen werden. Die festgesetzte Baumanpflanzung ist als heimischer, standortge-

rechter Laubbaum 2. Ordnung in der Qualität Hochstamm mit einem Stammumfang von mindes-

tens 12 cm zu pflanzen. 

Allgemein ist darauf hinzuweisen, dass bei Bäumen, die für Baumaßnahmen gefällt werden sollen, 

im Rahmen einer Bauvoranfrage oder eines Antrages für eine Baugenehmigung, zu prüfen ist, ob 
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diese Bäume gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Werther (Werther) geschützt sind. In die-

sem Fall ist bei der Stadtverwaltung Werther eine Ausnahme bzw. Befreiung zu beantragen. 

 

Darüber hinaus wird festgesetzt, dass bei Anpflanzungen auf den privaten Grundstücksflächen zu 

mindestens 50 % standortgerechte, heimische Gehölze zu verwenden sind. Somit ist beispiels-

weise das Anpflanzen von Ziergehölzen nicht grundsätzlich ausgeschlossen, allerdings dürfen 

diese nicht überwiegen. Zudem ist je angefangene 500 m² Baugrundstück ein Obstbaum oder ein 

Laubbaum zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Pflanz-

maßnahme ist durch die Bauherren spätestens eine Pflanzperiode nach Beginn der jeweiligen Bau-

maßnahme durchzuführen. Der Bebauungsplan enthält hierzu eine beispielhafte Pflanzliste, die 

jedoch nicht als abschließend anzusehen ist. 

 

In den Baugebieten sind Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 10° von Hauptgebäuden, Ga-

ragen, Carports und Nebenanlagen sowie Dachflächen von Tiefgaragen mindestens extensiv zu 

begrünen. Bei einer extensiven Begrünung ist eine Substratschicht von mindestens 10 cm mit einer 

Sedum-Kräuter-Mischung herzustellen. Hierdurch kann zum einen eine Rückhaltung des Nieder-

schlagswassers und insbesondere eine Verzögerung der Spitzenabflüsse erzielt werden. Zum an-

deren trägt die Verdunstung des gespeicherten Wassers zur Kühlung und Luftbefeuchtung bei und 

führt somit zu einer Verbesserung des Umgebungsklimas. Neben der festgesetzten mindestens 

extensiven Dachbegrünung sind jedoch ebenso auch intensive Dachbegrünungen zulässig. Die 

vorgegebene Substratschicht von 10 cm stellt die Mindestanforderung für ein ausreichendes 

Wachstum von Gras-Kräuter-Begrünungen dar, wodurch das Ausbilden von Halbtrockenrasen- 

oder Trockenrasengesellschaft auf den Dachflächen gesichert wird. 

Von der Begrünungspflicht ausgenommen sind Dachflächenbereiche, die für Anlagen zur Solar-

energienutzung genutzt werden, um hier eine finanzielle Doppelbelastung für die privaten Bau-

herren zu vermeiden. 

 

Weitergehende Festsetzung zugunsten eines grünen Charakters im Plangebiet erfolgt über die De-

finition von Vorgärten, die als grüne Vegetationsfläche anzulegen sind sowie über die Sicherung 

von Einfriedungen als Heckenstrukturen (siehe Kapitel 7.9). 

7.9 Örtliche Bauvorschriften  

Die baugestalterischen Festsetzungen werden auf die zur städtebaulichen Einheit notwendigen 

Regelungen beschränkt, die das bauliche Erscheinungsbild der Gebäude und die Gestaltung der 

Baugrundstücke betreffen. Diese Festsetzungen dienen der Erreichung eines gewissen Grades an 

Homogenität der stadtgestalterischen Wirkung, ohne dabei tiefgreifend in die Gestaltungsfreiheit 

der späteren Bauherren einzugreifen.  

 

Dachform 

In dem gesamten Plangebiet sind geneigte Dächer in Form von Sattel-, Walm- und Zeltdächern 

zulässig, wie sie größtenteils in den angrenzenden Bestandsgebieten vorzufinden sind, wodurch 

ein harmonisches Einfügen der Neubebauung gewährleistet wird. Darüber hinaus sollen auch ein-

seitige und gegenläufige Pultdächer zulässig sein, die eine Unterart des Satteldachs darstellen und 

sich somit ebenfalls in das vorhandene Ortsbild einfügen. Um bei der Errichtung von einseitigen 

Pultdächern durchgehende dreigeschossige Wandfassaden zu verhindern, ist oberhalb der festge-

setzten Traufhöhen ein Rücksprung um mind. 1,0 m an der Seite des Firstes vorzusehen (siehe 

Kapitel 7.3). 
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Dachaufbauten 

Dachaufbauten sind grundsätzlich erst ab einer Dachneigung von 35° zulässig, wodurch eine har-

monische und ruhige Dachlandschaft gewährleistet werden soll. Darüber hinaus darf die maximale 

Gesamtbreite für Dachaufbauten 1/2 der Baukörperlänge nicht überschreiten. Außerdem müssen 

diese einen Mindestabstand von 1,00 m zum Giebel bzw. Ortgang und einen Abstand von mindes-

tens 3 Pfannenreihen zum First einhalten. Die Gauben an einer Front eines Baukörpers dürfen 

weder in der Oberkante noch in der Unterkante unterschiedliche Höhen aufweisen. Dachaufbau-

ten und Dacheinschnitte sind zur Gewährleistung einer ruhigen Dachlandschaft nur in einer Ge-

schossebene zulässig und im Spitzbodenbereich (= 2. Ebene im Dachraum) unzulässig. 

 

Nutzung solarer Energie 

Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan wird die Anbringung solarer Energieanlagen auf Dach-

flächen (Flach- und geneigte Dächer) grundsätzlich ermöglicht. Um hier ein optisches Einfügen zu 

gewährleisten, wird bei Gebäuden mit Flachdächern festgesetzt, dass eine Überschreitung der ma-

ximalen Gebäudehöhe um 1,00 m zulässig ist. Allerdings nur dann, wenn die Solaranlagen von der 

jeweiligen Gebäudekante mindestens 1,50 m zu den straßenzugewandten Seiten sowie mindes-

tens 1,00 m zu straßenabgewandten Seiten zurückspringen. Somit soll eine Sichtbarkeit von Bo-

dennähe aus vermieden werden. 

Bei geneigten und flach geneigten Dächern sind Solaranlagen bei der Anbringung auf der Dachflä-

che in gleicher Neigung auszurichten. Aufgeständerte, nicht zur Dachfläche parallel verlaufende 

Anlagen sind unzulässig. 

 

Gestalterische Einheit von Doppelhäusern 

Die gestalterische Wahrnehmung von Doppelhäusern kann durch eine uneinheitliche Gestaltung 

erheblich gestört werden. Um dies zu vermeiden, wird eine entsprechende örtliche Bauvorschrift 

für eine einheitliche Gestaltung von Doppelhäusern hinsichtlich ihrer Höhenentwicklung sowie der 

Dach- und Fassadengestaltung vorgegeben. Der später Bauende hat sich an den Bestand anzupas-

sen. 

 

Vorgärten  

Um ein durchgrüntes Straßenbild im Plangebiet zu schaffen, werden Regelungen zur Anlage von 

Vorgärten sowie zu Einfriedungen getroffen. So sind Vorgärten je Grundstück zu mindestens 50 % 

(bei Reihenmittelhäusern zu mindestens 25 %) als Vegetationsflächen (z. B. Rasen, Gräser, Stauden, 

Kletterpflanzen, Gehölze) anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Kombinationen mit natürlich vor-

kommenden mineralischen Feststoffen {z. B. Bruchsteine, Wasserbausteine) sind bis zu einem 

Viertel der Vegetationsflächen zulässig. In den Vegetationsflächen ist nur die Verwendung von of-

fenporigen, wasserdurchlässigen Materialien zulässig. Dies gilt auch innerhalb des Bodenaufbaus. 

Wasserundurchlässige Sperrschichten wie z. B. Abdichtbahnen sind unzulässig. 

 

Als Vorgarten gilt der nicht überbaubare bzw. nicht überbaute Grundstücksstreifen zwischen Ge-

bäudeaußenwänden und Verkehrsflächen = halb öffentlicher Übergangsbereich entlang der stra-

ßenseitigen, vorderen Baugrenzen mit einem Abstand der Baugrenzen/ Gebäude von in der Regel 

3,00 m - 5,00 m zu den öffentlichen Verkehrsflächen. Hierzu gehören auch der jeweils verlängerte 

Streifen bis zur Grundstücks- /Nachbargrenze (Grenzabstand) sowie der Seitenstreifen eines Eck-

grundstücks. Gärten/Flächen mit Süderschließung, deren Wohngärten zwischen Verkehrsfläche 

und Gebäude angeordnet sind, fallen ausdrücklich nicht hierunter.  
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Abbildung 9: Prinzipskizze zur Abgrenzung zwischen Vorgarten (VG) und Wohngarten (WG) 

 

Mit der Gestaltung der Vorgärten kann ein Beitrag zum Erhalt der lokalen Insektenpopulation ge-

leistet werden und zudem hat der Ausschluss der sog. Steingärten / Steinbeete stadtklimatisch und 

ökologisch eine erhebliche Relevanz, da Aufheizeffekte gemindert sowie eine bodennahe Kühlung 

ermöglicht werden und als Vegetationsfläche angelegte Bereiche für die Fauna einen erheblichen 

Mehrwert gegenüber Steingärten bieten. 

 

Einfriedungen 

Um ein durchgrüntes Straßenbild im Plangebiet zu sichern, wird festgesetzt, dass Einfriedungen 

nur als Laubhecken aus standortgerechten, heimischen Gehölzen zulässig sind. Innerhalb der He-

cke (von den Verkehrsflächen aus nicht einsehbar) sowie rückwärtig zur Gartenseite sind auch 

Kombinationen mit Drahtgeflecht, Stabgitter sowie Holz möglich. 

 

In Vorgärten sind entlang der Straßenverkehrsflächen Einfriedungen einschließlich der seitlichen 

Einfriedung der Vorgärten nur bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m über Straßenoberkante zu-

lässig, wodurch ein einheitliches Straßenbild gesichert werden kann. Diese Regelung gilt nicht für 

Wohngärten, für die zugunsten eines entsprechendes Sichtschutzes höhere Einfriedungen zulässig 

sein sollen (bis zu 2,00 m). Neben der Gewährleistung einer inneren Durchgrünung, kann durch 

die o.g. örtlichen Bauvorschriften insbesondere auch ein Beitrag zum Erhalt der lokalen Insekten-

population geleistet werden. Der Bebauungsplan enthält hierzu eine beispielhafte Pflanzliste, die 

jedoch nicht als abschließend anzusehen ist. 

 

Beschaffenheit von Stellplatzflächen und Zufahrten 

Um den Versiegelungsgrad im Plangebiet zu reduzieren, werden Vorgaben zur Ausgestaltung pri-

vater Grundstücksflächen getätigt. Für die Befestigung von Zufahrten und offenen Stellplatzflächen 

ist ausschließlich wasser- und luftdurchlässiger Aufbau zu verwenden (z.B. Rasensteine, Schotter-

rasen oder Pflaster mit mehr als 30% Fugenanteil). Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich 

mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierung oder Betonierung 

sind somit unzulässig. Hiervon ausgenommen sind Zufahrtsbereiche, die als Querung über den 

offenen Entwässerungsgraben angelegt werden. 

8 Belange der Ver- und Entsorgung 

Trinkwasser / Löschwasser 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trink- und Löschwasser kann durch den örtlichen Versor-

gungsträger erfolgen. Unter Zugrundelegung der Technischen Regeln des DVGW - Arbeits-blatt W 

405, ist für das Baugebiet eine Löschwassermenge von 800 l/min für 2 Stunden zur Verfügung zu 

stellen. Der Abstand der Hydranten untereinander richtet sich nach dem DVGW - Arbeitsblatt W 

331 und sollte 120m nicht übersteigen. 
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Für den Planbereich westlich der Nordstraße liegen die nächstgelegenen Hydranten in einer Ent-

fernung von ca. 100 m und 115 m auf einer Hauptversorgungsleitungen DN 150 und DN 100. Im 

Bedarfsfall kann die erforderliche Menge von 800 l/min über einen Zeitraum von 2 Stunden hieraus 

entnommen werden. Für weitergehende Bedarfe stehen mehrere Entnahmestellen in einem Ra-

dius von bis zu 300 m um das genannte Baugebiet zur Verfügung. 

 

Der Planbereich westlich der Nordstraße ist derzeit noch nicht erschlossen. Hierzu müssen beste-

hende Leitungen erneuert und das Leitungsnetz erweitert werden. Diese Maßnahmen werden im 

Zuge der Baugebietserschließung durchgeführt. Mit der Erschließung wird die erforderliche Lösch-

wassermenge von 800 l/min über einen Zeitraum von 2 Stunden zur Verfügung stehen. 

 

Elektrizität / Gas / Fernmeldetechnische Einrichtungen 

Die Versorgung des Plangebietes mit Gas sowie fernmeldetechnischen Einrichtungen kann eben-

falls durch die örtlichen Versorgungsträger erfolgen. Die im Plangebiet vorgesehenen Straßen sind 

ausreichend dimensioniert, um hierin auch Leitungsanlagen dritter Anbieter unterzubringen. Ein 

Anschluss kann auch hier an die vorhandenen Leitungen in der Nordstraße erfolgen. 

 

 

Niederschlagswasser / Schmutzwasser 

Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz und § 44 Landeswassergesetz NRW soll Niederschlagswasser 

von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche 

Kanalisation angeschlossen werden, ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisa-

tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, sofern dies ohne 

Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist und soweit dem weder wasserrechtliche 

noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften bzw. wasserwirtschaftliche Belange entgegenste-

hen. 

 

Da die mit der vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes überplanten Bereiche bereits vor 

dem 1. Januar 1996 bebaut waren, entfällt die Verpflichtung einer ortsnahen Versickerung, Verrie-

selung oder direkte Einleitung in ein Gewässer. Im Sonnenweg sowie im nordöstlichen Verlauf der 

Nordstraße befindet sich eine Trennkanalisation im sog. Huckepacksystem (Schmutz- und Nieder-

schlagswasser übereinander verlegt). Das Regenwasser wird in den nordöstlich verlaufenden Fluss 

Warmenau eingeleitet, das Schmutzwasser in die rd. 450 m nordöstlich gelegene Kläranlage War-

menau. Die Kläranlage soll bis Mitte 2024 zu einer Pumpstation umgebaut werden und dann das 

dort angesammelte Schmutzwasser zur zentralen Kläranlage Schwarzbach weiterführen. Südlich 

der Einmündung Sonnenweg befindet sich für ein kurzes Teilstück ein Mischwasserkanal. Ab Höhe 

des Gebäudes „Nordstraße Nr. 86“ verläuft eine Druckleitung in südliche Richtung. 

Zur Entwässerung beider Bereiche westlich und östlich der Nordstraße ist somit ein Anschluss an 

das vorhandene Entwässerungssystem der Stadt Werther (Westf.) möglich.  

 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gem. § 4 (1) BauGB hat die Untere Wasserbehörde darauf 

hingewiesen, dass die Warmenau hydraulisch überlastet ist und eine zusätzliche Einleitung von 

Niederschlagswasser nicht ohne Rückhaltung sowie Rückhaltung an den vorhandenen Einleitungs-

stellen möglich ist. Vor diesem Hintergrund ist vorgesehen auf den privaten Grundstücksflächen 

bzw. innerhalb der privaten Verkehrsfläche eine zentrale Regenwassersammelanlage zu errichten.  

Da ein Rückhaltevolumen allein nicht ausreicht (z.B. Zisternen), sondern auch eine Abflussdrossel 

notwendig ist, wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass das auf den Baugrundstücken anfallende 
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Niederschlagswasser mit einem Mindestrückhaltvolumen von 18 l/m² und einer Drosselspende 

von 10,5 l/s*ha auf den privaten Baugrundstücken bzw. innerhalb der privaten Verkehrsfläche zu-

rückzuhalten ist. Im Anschluss erfolgt die gedrosselte Einleitung in die Trennkanalisation im nord-

östlichen Verlauf der Nordstraße.  

 

Abfallbeseitigung 

Das Plangebiet kann an die regelmäßige städtische Müllabfuhr angeschlossen werden. Die geplan-

ten öffentlichen Verkehrsflächen sind hierfür im Querschnitt ausreichend dimensioniert. Abfallbe-

hälter von Grundstücken, die an den privaten Sticherschließungen bzw. an der öffentlichen Straße 

entlang der nordöstlichen Geltungsbereichsgrenze liegen, sind aufgrund der fehlenden Wende-

möglichkeit am Abholtag an die von der Müllabfuhr angefahrene Straße (Nordstraße) zu stellen. 

9 Belange der Umwelt 

9.1 Umweltprüfung/Umweltbericht 

Die Darstellung der nach § 2 (4) BauGB zu ermittelnden und zu bewertenden Belange des Umwelt-

schutzes / der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen (Umweltprüfung) erfolgt in ei-

nem Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung (Höke Landschaftsarchitektur, Bielefeld, 

Februar 2024) einschließlich  

- der naturschutzrechtlichen Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung sowie 

- der Artenschutzprüfung. 

 

Der Umweltbericht beschreibt und bewertet die voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vor-

habens auf die im BauGB in § 1 (6) Ziffer 7 aufgeführten umweltrelevanten Belange und bildet 

somit die Grundlage für die behördlich durchzuführende Umweltprüfung. Dabei erfolgt eine fo-

kussierte Betrachtung der Auswirkungen auf die im UVPG aufgeführten Schutzgüter im Rahmen 

einer Konfliktanalyse. 

Der Umweltbericht erfasst in angemessener Weise unter Berücksichtigung 

- des gegenwärtigen Wissensstandes, 

- der allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie 

- des Inhaltes und Detaillierungsgrades des Bauleitplanes 

die ermittelten Belange des Umweltschutzes und die voraussichtlichen Umweltauswirkungen und 

somit nur die absehbaren konkreten Folgen dieses Bauleitplanes. 

 

Mit Bezug auf die Bestandssituation im Untersuchungsgebiet werden die Umweltauswirkungen, 

die von dem Vorhaben ausgehen können, prognostiziert und der Umfang sowie die Erheblichkeit 

dieser Wirkungen abgeschätzt. Gemäß den Vorgaben des BauGB § 1 (6) werden im Rahmen der 

Umweltprüfung die Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Flä-

che, Boden, Wasser, Luft und Klima, Landschaft, Mensch, menschliche Gesundheit und Bevölke-

rung, Kultur- und Sonstige Sachgüter, die Wechselwirkungen untereinander sowie die Auswirkun-

gen von Licht, Wärme, Strahlung, Erschütterung, Belästigung, die Art und Menge der erzeugten 

Abfälle, die Kumulierung mit benachbarten Gebieten sowie eingesetzte Techniken und Stoffe  

geprüft. Es werden spezifische Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Wirkungen des 

Vorhabens benannt. 
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9.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Durch die vorliegende Planung wird ein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des §1a BauGB 

vorbereitet, der entsprechend auszugleichen ist. Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erfolgt 

im Umweltbericht (separater Teil B der Begründung). Anhand der Gegenüberstellung der Biotopty-

pen des Bestands vor dem Eingriff und denen der Planung lässt sich der Eingriff hinsichtlich der 

Biotope ermitteln. Die Eingriffsbilanzierung wurde nach der „Numerischen Bewertung von Bio-

toptypen für die Bauleitplanung in NRW“ durchgeführt. 

 

Für die geplante Entwicklung des Plangebietes ergibt sich eine negative Bilanz von 773 Biotoppunk-

ten. Das verbleibende externe Kompensationsdefizit soll auf Flächen des städtischen Ökokontos 

ausgeglichen werden. Hierfür stehen Flächen einer bereits durchgeführten Maßnahme „Aufnahme 

einer Verrohrung Oesterhellweg“ an der Warmenau im Bereich der Dammstraße zur Verfügung. 

Die Maßnahme wurde auf dem Grundstück Gemarkung Werther Flur 18 Flurstück 336 umgesetzt 

und hat derzeit noch ein verbleibendes Kontingent von 2.352 Biotopwertpunkten. 

 

9.3 Artenschutz 

Nach europäischem Recht müssen bei Eingriffsplanungen alle streng und auf europäischer Ebene 

besonders geschützten Arten berücksichtigt werden. Im Rahmen der Bauleitplanung müssen auch 

die artenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Verbote nach § 44 (1) Bundesnatur-

schutzgesetz (BNatSchG), welche bei der vorliegenden Bauleitplanung entstehen, als spezielle Ar-

tenschutzprüfung (ASP) geprüft werden. Die Auswirkungen und möglichen Konflikte der Planung 

auf die planungsrelevanten Arten im Sinne der Definition des Ministeriums für Umwelt und Natur-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes NRW sind daher in einem Artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag Stufe untersucht worden (Höke Landschaftsarchitektur, Bielefeld, Februar 

2024/ siehe Anlage 1). 

 

Zur Vorprüfung des Artenspektrums wurden zunächst die mit der Planung verbundenen Wirkfak-

toren ermittelt. Anschließend wurden die Lebensraumtypen im Untersuchungsgebiet erfasst und 

das Fachinformationssystem „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ (FIS) sowie die Land-

schafts- und Informationssammlung des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 

Nordrhein-Westfalen (LINFOS) ausgewertet. Es erfolgten Ortsbegehungen zur Untersuchung des 

Untersuchungsgebietes. Aufbauend auf diesen Datenquellen sind im Zuge der Vorprüfung alle re-

levanten Arten untersucht worden. 

 

Das Fachinformationssystem „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen" (FIS) nennt für das Mess-

tischblatt 3916 „Halle“, Quadrant 1, für die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Lebensräume 

insgesamt 33 Arten als planungsrelevant. Unter den Tierarten sind 11 Fledermäuse, 22 Vogelarten 

und eine Amphibienart. Die Landschaftsinformationssammlung des Landes Nordrhein-Westfalen 

(LINFOS) ergab für das Plangebiet und dessen Wirkraum keinerlei aktuelle Hinweise auf Vorkom-

men planungsrelevanter Arten. 

 

Im Rahmen der Vorprüfung konnten durch die Planung artenschutzrechtlich relevante Beeinträch-

tigungen für folgende Arten nicht ausgeschlossen werden: 

- Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, Rauhautfledermaus, Kleine Bartfledermaus, 

Braunes Langohr 

- Bluthänfling, Feldsperling, Girlitz, Schleiereule, Star 
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- häufige und verbreitete Vogelarten 

 

Im Rahmen einer Art-für-Art-Betrachtung (Stufe II) wurde die etwaige Betroffenheit tiefergehend 

beurteilt. Eine Betroffenheit der Arten Bluthänfling und Girlitz wird durch die vorliegende Planung 

nicht erwartet. 

Um ein Eintreten von Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG (1) Nr. 3 (Töten und Verletzen) ge-

genüber Star, Feldsperling und häufigen und verbreiteten Vogelarten zu vermeiden, darf die Inan-

spruchnahme von Gehölzen und Gebäuden nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von Vögeln 

(01. März bis 30. September) erfolgen. Fäll-, Rodungs-, Abbruch- und Rückbauarbeiten dürfen da-

her nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchgeführt werden. Sind Fäll-,  

Rodungs-, Abbruch- und Rückbauarbeiten innerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von Vögeln nicht 

vermeidbar, ist vor Beginn der Maßnahmen durch einen fachkundigen Gutachter sicherzustellen, 

dass keine Bruten an den Gehölzen, Gebäuden bzw. Gebäudeteilen stattfinden.  

 

Eine abschließende artenschutzrechtliche Beurteilung im Zusammenhang mit dem Abbruch der 

Gebäude kann allerdings erst auf Genehmigungsebene erfolgen. Auf Bebauungsplanebene kann 

allerdings festgestellt werden, dass grundsätzlich Maßnahmen zur Abwendung des Verbotstatbe-

standes des § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG möglich und auf Genehmigungsebene umsetzbar sind. Hier-

von betroffen sind folgende Arten: 

- Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, Kleine Bartfledermaus, Große Bartfledermaus, 

Rauhautfledermaus, Braunes Langohr 

- Feldsperling, Schleiereule, Star 

 

Die jeweiligen Maßnahmen werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag benannt und sind bei 

der Feststellung einer Gebäudenutzung durch die oben genannten Arten entsprechend anzuwen-

den. 

Unter Berücksichtigung der im Artenschutzfachbeitrag benannten Maßnahmen löst die vorlie-

gende Bebauungsplanänderung keine Verbotstatbestände gemäß § 44 (1) BNatSchG aus. Der Än-

derung des Bebauungsplanes stehen somit bezüglich des Artenschutzes keine unüberwindbaren 

Vollzugshindernisse entgegen. 

Die Umsetzung der Artenschutzmaßnahmen (z. B. fachgutachterliche Besatzkontrolle) und die ab-

schließende Bewertung von Notwendigkeit und Umfang der Ersatzmaßnahmen erfolgen auf un-

tergeordneter Genehmigungsebene. 

 

10 Auswirkungen der Planung 

10.1 Immissionsschutz 

Mit der Überplanung der Flächen des heutigen Tiefbauunternehmens erfolgt bauplanungsrecht-

lich eine wohnbauliche Neuausrichtung in Bezug auf die Nutzung der Flächen. Mit der Aufgabe des 

heutigen Betriebes kann eine wohnbauliche Entwicklung der ehemaligen Hofstelle westlich der 

Nordstraße erfolgen. Weitere emittierende Betriebe befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand 

nicht in der Nähe zum Plangebiet.  

 

Das Plangebiet befindet sich im Einwirkungsbereich unmittelbar angrenzender landwirtschaftlich 

genutzter Flächen. Darüber hinaus werden die umliegenden Straßen von den in der Umgebung 

ansässigen Landwirten als Zufahrten zu ihren landwirtschaftlichen Flächen genutzt, sodass es 
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während der Erntezeit hier zu erhöhten landwirtschaftlichen Verkehren kommen kann. Ebenso 

können saisonbedingt durch Ernte- und Düngearbeiten erhöhte Geruchsimmissionen auftreten. 

Grundsätzlich gilt hier das nachbarrechtliche Rücksichtnahmegebot, womit spätere Grundstücks-

eigentümer im Plangebiet die Beeinträchtigungen, die mit Ernte- und Düngearbeiten zwangsläufig 

verbunden sind, hinzunehmen haben. Im Bebauungsplan ist daher ein entsprechender Hinweis 

enthalten, dass diese Immissionen allgemein zulässig und hinzunehmen sind. 

 

10.2 Gewässer- und Hochwasserschutz / Starkregenereignisse 

Die Planung berührt weder festgesetzte Überschwemmungsgebiete und befindet sich in Bezug auf 

den Hochwasserschutz nicht innerhalb von Gefahren- oder Risikokarten dargestellten Bereichen. 

Die Belange des Hochwasserschutzes stehen der geplanten Gebietsentwicklung somit nicht entge-

gen.  

 

Das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie hat für das Land Nordrhein-Westfalen zur Bewer-

tung der Beeinflussung von Starkregenereignissen die „Starkregenhinweiskarte für NRW“ zur Ver-

fügung gestellt (siehe Abbildung 10). Gegenstand der Starkregenhinweiskarte ist auf Grundlage 

eines digitalen Geländemodelles eine Darstellung, wie sich Starkregenereignisse außerhalb von 

Fließgewässern auswirken können. Diese Darstellung wird dabei für zwei Starkregenszenarien vor-

genommen: ‚Seltener Starkregen‘ (100-jährliche Wiederkehr gemäß regionaler meteorologischer 

Statistiken) und ‚Extremer Starkregen‘ (90 mm pro Stunde und m²), wobei der gegenständlichen 

Abwägung der extreme Starkregen zugrunde gelegt wird.  

 

 
Abbildung 10: Extreme Starkregenereignisse – Darstellung betroffener Bereiche in blau (ohne Maßstab), Quelle: 

https://www.klimaanpassung-karte.nrw.de/ 

 

Der Starkregenhinweiskarte NRW ist zu entnehmen, dass im Nahbereich der bestehenden Ge-

bäude des heutigen Tiefbauunternehmens östlich der Nordstraße sowie direkt für den Verlauf der 

Nordstraße Überschwemmungsereignisse prognostiziert werden, für die bei extremen 
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Starkregenereignissen geringfügige Wasserstände zwischen ca. 12 – 15 cm auftreten. In den Dar-

stellungen ist zu erkennen, dass die Nordstraße bereits heute die Funktion eines Notfallwasser-

wegs einnimmt.  

 

Um Schäden aus Starkregenereignissen vorzubeugen, wird empfohlen Öffnungen von Gebäuden 

(z.B. Eingänge, Kellerlichtschächte) baulich zum Schutz vor Überflutung mit einer Überhöhung von 

mind. 20 cm gegenüber der angrenzenden Geländeoberfläche auszuführen. Geländeveränderun-

gen (Auffüllungen, Aufkantungen etc.), die wild abfließendes Wasser aufstauen oder schädlich um-

lenken können, dürfen nicht durchgeführt werden. 

Darüber hinaus ist im Rahmen der Erschließungsarbeiten davon auszugehen, dass geringfügige 

topografische Senken (hier bis zu 15 cm) bei Erdarbeiten ausgeglichen werden. 

 

10.3 Belange des Bodenschutzes 

Im Plangebiet ist als Bodentyp gem. Auskunftssystem BK50 des geologischen Dienstes Nordrhein-

Westfalen überwiegend Pseudogley vorhanden. Für Böden gilt gemäß § 1 (1) LBodSchG der Vor-

sorgegrundsatz, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll und 

dabei Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen sind.  

 

Böden, welche die Bodenfunktionen nach § 2 (2) Nr. 1 und 2 BBodSchG im besonderen Maße er-

füllen (§ 12 (8) Satz 1 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) sind besonders zu schützen. 

Im Auskunftssystem BK50 der schutzwürdigen Böden des geologischen Dienstes Nordrhein-West-

falen sind die im Plangebiet anstehenden Pseudogley-Böden als fruchtbare Böden mit hoher Funk-

tionserfüllung als Regelungs- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit bewertet.  

 

Mit der vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes erfolgt eine Überplanung bereits siedlungs-

strukturell genutzter und zum Teil voll versiegelter Flächen. Mit der wohnbaulichen Entwicklung 

der derzeitigen Betriebsflächen östlich der Nordstraße ist somit insgesamt eine Verbesserung des 

Versiegelungsgrades zu erwarten. Die Bodenversiegelung und -verdichtung wird auf der Grund-

lage der vorgesehenen Planung auf das dem Nutzungszweck entsprechende Maß begrenzt. Die 

überbaubaren Flächen werden für die Bereiche westlich der Nordstraße mit einer GRZ von 0,4 

entsprechend der in § 17 BauNVO vorgegebenen Orientierungswerte begrenzt. Die Bereiche öst-

lich der Nordstraße werden zudem mit einer GRZ von 0,3 über das in § 17 BauNVO mögliche Maß 

hinaus begrenzt. Der Bodenschutzklausel des BauGB wird somit entsprochen. Darüber hinaus ist 

vorgesehen die östlich an den Änderungsbereich angrenzenden Flächen ebenfalls zu entsiegeln 

und naturnah zu gestalten, sodass ein entsprechender Übergang zu den angrenzenden Siekflä-

chen hergestellt werden kann. 

 

Es besteht kein erosions- und verschlämmungsgefährdeter Bereich gemäß Karte des Geologischen 

Dienstes NRW. Ein Schadstoffeintrag in den Boden ist bei einem ordnungsgemäßen Bewohnen des 

zukünftigen Wohngebietes nicht zu erwarten. 

 

10.4 Belange des Klimaschutzes 

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches (geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung 

des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011) soll den 

Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
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entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung 

getragen werden (klimagerechte Stadtentwicklung). Dieser Grundsatz des neuen Absatzes 5 des 

§ 1a BauGB (ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz) ist in der Abwägung nach § 1 (7) BauGB 

zu berücksichtigen.  

Die Versiegelung in Wohngebieten führt insbesondere zu einer Verschlechterung der klimatischen 

Situation, einer Grundwasserreduzierung, einer Erhöhung der Überschwemmungsgefahr sowie zu 

einem Verlust von Lebensräumen (Biotopen) für Flora und Fauna. Eine Reduzierung dieser Um-

welteinwirkungen lässt sich durch den Verzicht auf Versiegelung bzw. die Wahl wasserdurchlässi-

ger Versiegelungsmaterialien, der Festsetzung von Dachbegrünungen, Pflanzgeboten (Rückhal-

tung von Niederschlagsabflüssen mittels Dachbegrünung) und der Festsetzung der Versickerung 

von Niederschlagsabflüssen (auf den Grundstücken bzw. zentrale Versickerung) erreichen.  

 

Gemäß § 14 (1) BauNVO sind Anlagen für erneuerbare Energien als untergeordnete Nebenanlagen 

und Einrichtungen (im Zusammenhang mit baulichen Anlagen) allgemein zulässig, sofern sie dem 

Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes dienen und 

sie seiner Eigenart nicht widersprechen. Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, 

Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser einschließlich der Anlagen für erneuerbare 

Energien dienenden Nebenanlagen können ausnahmsweise zugelassen werden, auch soweit für 

sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind (§14 (2) BauNVO). 

Darüber hinaus bietet § 9 (1) BauGB verschiedene Festsetzungsmöglichkeiten, mit denen die Aus-

wirkungen der Bauleitplanung auf stadtklimatische Prozesse positiv beeinflusst werden können. 

Dies wird im Rahmen der Bebauungsplanänderung mit den folgenden Festsetzungen umgesetzt: 

• Naturnahe Gestaltung privater Grundstücksflächen: Verbindliche Vorgabe für Baumpflan-

zungen (siehe Kap. 7.8) 

• Gestaltung der Vorgartenbereiche als grüne Vegetationsflächen (siehe Kap. 7.9) 

• Pflicht zur Begrünung von flach geneigten Dächern und Flachdächern (siehe Kap. 7.9) 

 

Die vorstehend benannten Festsetzungen zur Gestaltung der privaten Freiflächen sowie zur Grün-

ordnung tragen zum Schutz des Artenreichtums und des Mikroklimas bei. Pflanzen senken Tem-

peraturen durch Beschattung und Verdunstungskälte, filtern Staub und Lärm, nehmen Kohlendi-

oxyd auf, spenden Sauerstoff und verbessern den Wasserhaushalt.  

Dachbegrünungen haben zudem positiven Effekte hinsichtlich der Ableitung des Niederschlags-

wassers, da eine Drosselung des Oberflächenabflusses bewirkt wird. Darüber hinaus kann bei Re-

genfällen ein Großteil des anfallenden Regenwassers auf dem Dach zurückgehalten werden, 

wodurch die öffentliche Kanalisation entlastet werden kann. Durch Verdunstung gelangt das Was-

ser direkt wieder in den natürlichen Wasserkreislauf, woraus ein angenehmes Mikroklima in der 

Umgebung eines begrünten Daches resultiert. Im Sommer kann dadurch der Entstehung von Wär-

meinseln entgegengewirkt werden.  

Begrünungen schaffen zudem Lebensräume, wenn sie beispielsweise extensiv begrünt werden, 

wodurch eine wertvolle Lebensgrundlage für Insekten- und Schmetterlingsarten entsteht. 

 

10.5 Belange des Denkmalschutzes 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale oder denkmalwerte Objekte. Auch 

Bodendenkmale sind nicht bekannt. Spezielle Maßnahmen des Denkmalschutzes oder der Denk-

malpflege sind daher nicht erforderlich. Da bei Erdarbeiten aber dennoch bislang unbekannte Bo-

dendenkmäler zum Vorschein kommen können, wird ein allgemeingültiger Hinweis auf das 
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Vorgehen im Falle kultur- oder erdgeschichtlicher Bodenfunde oder Befunde (Tonscherben, Me-

tallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien o.ä.) in den Bebauungsplan aufgenom-

men. 

 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, 

d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürli-

chen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanz-

lichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmä-

lern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für West-

falen/Außenstelle Bielefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax: 0521 

52002-39; E-Mail: lwl­archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Bo-

dendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 

unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher 

freigibt oder die Fort-setzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist 

verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies er-

fordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 DSchG NRW). Gegenüber der Eigen-

tümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf 

dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die not-wendigen Maß-

nahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände 

und zur Sicherung weiterer auf dem Grund-stück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 

16 Abs. 4 DSchG NRW). 

 

10.6 Altlasten und Kampfmittel 

Nach jetzigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altablagerungen bzw. Altstandorte bekannt. 

Nach § 5 (4) Landesabfallgesetz sind beim Abbruch baulicher Anlagen alle Bauabfälle zu trennen. 

In der vorbereitenden Bauphase (z.B. Baugrubenaushub) ist auf Anzeichen von Altablagerungen 

zu achten. Sofern derartige Feststellungen getroffen werden, ist die Untere Bodenschutzbehörde 

beim Kreis Gütersloh umgehend zu verständigen. 
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